
 
 
 
 
 
Meldeverpflichtung Baurestmassen 
 
Sehr geehrter Abbruchwerber! 

Die Gemeinde hat uns gemäß § 21 Abs. 1 O.Ö. Abfallwirtschaftsgesetz 2009 (Oö. AWG 2009) Ihr Vorhaben 
eines Gebäudeabbruches (Teilabbruch im Zuge eines Umbaus/Neubau) gemeldet. 

Personen, welche die Ausführung eines nach baurechtlichen Bestimmungen anzeige- oder bewilligungs-
pflichtigen Abbruchvorhabens veranlassen, haben gemäß § 21 Abs. 2 Oö. AWG 2009 die Mengen des ange-
fallenen Abbruchmaterials und deren Verbleib mittels beiliegenden Formulars „Mengenmeldung nach dem 
Gebäudeabbruch“ dem Bezirksabfallverband nach der Beendigung des Abbruchvorhabens zu melden. 
Fallen bei dem besagten Abbruchvorhaben weniger als 100 Tonnen an, so ist eine unterschriebene Leermel-
dung mit den Daten des Abbruchwerbers an den Bezirksabfallverband zu übermitteln. 
Die gesetzlichen Entsorgungs-Vorschriften sind bei jedem Abbruchvorhaben einzuhalten. 
Ziel des Gesetzes ist es, illegale Verwendungen oder Ablagerungen zu verhindern. 

Der Mengenmeldung sind keine Belege (Rechnungen, Wiegescheine, Bestätigungen) anzuschließen. Aus ab-
gabe- und abfallrechtlichen Gründen müssen diese Belege jedoch 7 Jahre aufbewahrt werden. 
Die Meldung wird vom Bezirksabfallverband auf Plausibilität geprüft und an das Amt der Oö. Landesregie-
rung weitergeleitet. Die Behörde kann die ordnungsgemäße Entsorgung bzw. Eigenverwertung der angefal-
lenen mineralischen Baurestmassen überprüfen. Dazu kann die Behörde die Entsorgungsbelege oder die 
Nachweise im Zusammenhang mit einer Eigenverwertung anfordern. 
 
 
 
 
 
 

 

Weitere Infos finden Sie auch auf unserer Homepage  

https://www.umweltprofis.at/urfahr_umgebung 

Für Fragen und Informationen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüße 
 
 

 
 

  

Recycling-Baustoffverordnung 
Wenn bei einem Abbruch mehr als 750 Tonnen Baurestmassen (ausgenommen Bodenaushubmaterial) 
anfallen, so ist vor dem Abbruch eine Schad- und Störstofferkundung inkl. Rückbaudokumentation 
durchzuführen und zu dokumentieren.  
Im nächsten Schritt muss der Bauherr den Rückbau nach ÖNORM B 3151 beim Abbruchobjekt durchfüh-
ren. Die ÖNORM ist unabhängig von der Größe des Abbruchs immer anzuwenden. 



 

 

Schematischer Ablauf Gebäudeabbruch 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Meldung des Abbruchvorhaben am zuständigen Gemeindeamt 
Der BAV erhält diese Meldung von der Gemeinde. 

Vorbereitungen vor dem Abbruch 
Entkernung des Gebäudes, Rückbau 

 Sämtliche fest eingebauten Wohn- und Funktionseinrichtungen, Böden, einschließlich Leitun-
gen, müssen vor dem Abbruch entfernt werden (Herstellung des Rohbauzustandes). 

 Demontage der Dacheindeckung und des Dachstuhls 
 Schad- und Störstoffe (z.B. Kamine, Asbestzement, Mineralwolle, Vollwärmeschutz, Rigipsplat-

ten, ölverunreinigte Böden, Heizöltank, …) müssen vor dem Abbruch entfernt werden. 
 Ausbau von wiederverwendbaren Bauteilen (Fenster, Türen, Böden, usw.) 
 Dokumentation des Rückbaus anhand von Fotos 

Abfalltrennung auf der Baustelle 
Eine Abfalltrennung ist gesetzlich verpflichtend, ein Vergraben oder Verbrennen von Abfällen ist 
strengstens verboten! 

Bei Gebäudeabbrüchen muss eine Abfalltrennung in mindestens 7 Stoffgruppen erfolgen: 

 Bodenaushubmaterial 
 Ausbauasphalt 
 Mineralische Baurestmassen (Beton, Natursteine, Ziegel) 
 Holzabfälle (Dachstuhlholz, Holztramdecken, …) 
 Metallabfälle (Betoneisen, Dachrinnen, Kabel, …) 
 Kunststoffabfälle 
 Sperrmüll & Siedlungsabfälle 

Abbruch des Gebäudes 
 Nach dem Abbruch des Gebäudes müssen die mineralischen Baurestmassen aufbereitet (mo-

bile Brecheranlage) werden. 

bis 750t Abfälle  
< 3.500 m³ umbauter Raum 

Abfalldokumentation für eine KLEINMENGE (max. 
750t) http://brv.at/media/_MEDIA/infomaterial/formulare/RBVO_Abfalldo-
kumentation%20fuer%20eine%20Kleinmenge.pdf 

> 750t Abfälle  
> 3.500 m³ umbauter Raum 

umfassende Schad- und Störstofferkundung 
nach ON-Regel 192130 oder ÖNORM EN ISO 
16000-32 durch externe befugte Fachperson 

oder Fachanstalt  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Entsorgung 
Hat der Baubeauftragende keine sinnvolle Verwendung der Baurestmassen, müssen diese an einen be-
fugten Entsorgungsbetrieb übergeben oder in einer Baurestmassendeponie entsorgt werden. In diesem 
Fall müssen die Baurestmassen vorher weder aufbereitet noch einer chemischen Analyse unterzogen 
werden. 

Mengenmeldung nach dem Gebäudeabbruch  
Fall 1 
Fallen bei dem besagten Abbruchvorhaben weniger als 100 Tonnen an, so ist eine Leermeldung mit den 
Daten des Abbruchwerbers an den Bezirksabfallverband zu übermitteln. 

Fall 2 
Fallen bei dem besagten Abbruchvorhaben mehr als 100 Tonnen Abbruchabfälle an, müssen die anfal-
lenden Abfälle nach Abfallart, Menge und Verbleib im Formular „Mengenmeldung nach dem Gebäude-
abbruch“ dokumentiert und an den BAV übermittelt werden. 

Der Mengenmeldung sind keine Belege (Rechnungen, Wiegescheine, Bestätigungen) anzuschließen. Aus 
abgabe- und abfallrechtlichen Gründen müssen diese Belege jedoch 7 Jahre aufbewahrt werden. 

Eigenverwertung 

Eine Eigenverwertung der angefallenen Baurestmassen ist unter folgenden Voraussetzungen möglich: 
 insgesamt nicht mehr als 750 t mineralische Abfälle aus einem Abbruch 
 bautechnische Verwertung auf derselben Baustelle 
 durch ein alternatives Qualitätssicherungssystem muss sichergestellt sein, dass die Abbruchab-

fälle weitgehend frei von Schad- und Störstoffen sind und auch keine sonstigen Verunreinigun-
gen enthalten  

 keine Verwendung im und unmittelbar über dem Grundwasser sowie in 
Oberflächengewässern. 

Werden diese Voraussetzungen eingehalten, so ist für das verwertete Material keine analytische Untersu-
chung nach Anhang 3 der Recycling-Baustoffverordnung erforderlich. 

Werden die Baurestmassen auf einer anderen eigenen Baustelle (Parzelle) verwertet, muss eine chemi-
sche Analyse durchgeführt werden  

Sollten zu dem jeweiligen Bauvorhaben behördliche Bewilligungen wie Baurecht, Raumordnungsgesetz, 
Naturschutzrecht, Wasserrecht oder Forstrecht notwendig sein, müssen diese vor der Wiederverwen-
dung der Baurestmassen eingeholt werden. 

Die notwendigen Genehmigungen müssen bei der Gemeinde bzw. bei der Bezirkshauptmannschaft Ur-
fahr-Umgebung  beantragt werden. 

Einbau 
Die mineralischen Baurestmassen dürfen als Schotterersatz im unbedingten Ausmaß für eine bautech-
nische Maßnahme verwendet werden. Der Einbauort und die Menge sind mittels Bauplänen oder Fotos 
zu dokumentieren. 

Geländeverfüllungen mit Baurestmassen sind generell verboten! 


